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i.S.d. im Sinne des
i.V.m. in Verbindung mit
JA Juristische Arbeitsblätter
jew. jeweils
JGG Jugendgerichtsgesetz
JR Juristische Rundschau
Jura Juristische Ausbildung
JuS Juristische Schulung
JZ Juristenzeitung
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift – Rechtsprechungsreport
NStZ Neue Zeitschrift für Strafrecht
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht
OLG Oberlandesgericht
OWiG Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
RG Reichsgericht
RGSt Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen (amtliche Sammlung)
Rn. Randnummer
Rspr. Rechtsprechung
RW Rechtswissenschaft – Zeitschrift für rechtswissenschaftliche Forschung
S. Seite
s.o. siehe oben
sog. sogenannt
StGB Strafgesetzbuch
StPO Strafprozessordnung
StraFO Strafverteidiger Forum
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
StV Der Strafverteidiger
s.u. siehe unten
u. a. und andere
u. a.m. und andere mehr
Urt. Urteil
vgl. vergleiche
Vor Vorbemerkungen
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
z.B. zum Beispiel
ZfPW Zeitschrift für die gesamte Privatrechtswissenschaft
zit. zitiert
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
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ZStW Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft

Abkürzungen für Literaturtitel in den Fußnoten sind im Literaturverzeichnis beim je-
weiligen Werk angeführt.
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Einleitung

I. Zum Prüfungsumfang im Revisionsverfahren

Das strafrechtliche Revisionsrecht ist ein Bereich des Strafprozessrechts, der wie
kaum ein anderer von der Rechtsprechungspraxis der Revisionsgerichte beeinflusst
wird. So zeichnen die überschaubaren Vorschriften der §§ 333 ff. StPO zwar ein
gewisses Grundkonzept des Revisionsverfahrens, eröffnen hierbei jedoch erhebli-
chen Raum für eine gestaltende Einflussnahme durch die Revisionsrechtsprechung.1

Insoweit kann das Revisionsrecht in besonderemMaße als „Richterrecht“ verstanden
werden, das sich in einem ständigen Fluss befindet und deshalb stets eine umfassende
Auseinandersetzung mit der aktuellen revisionsgerichtlichen Praxis erfordert.2 Ge-
rade die Frage nach der Reichweite und den Grenzen des revisionsgerichtlichen
Prüfungsumfangs wird seit jeher in besonderer Weise durch die Revisionsrecht-
sprechung geprägt. Der gesetzliche Ausgangspunkt für die Bestimmung des revi-
sionsgerichtlichen Kontrollmaßstabs im Revisionsverfahren ist § 337 StPO, welcher
auch als „zentrale Vorschrift“ oder „Kernstück des Revisionsrechts“ bezeichnet wird
und insofern als „Schlüssel zu seinemVerständnis“ gilt.3 § 337 Abs. 1 StPO legt fest,
dass die Revision nur auf eine „Verletzung des Gesetzes“ gestützt werden kann,
welche nach § 337 Abs. 2 StPO dann anzunehmen ist, „wenn eine Rechtsnorm nicht
oder nicht richtig angewendet worden ist“. Der Kontrollumfang der Revisionsge-
richte ist nach der gesetzlichen Grundkonzeption damit auf die Nachprüfung von
Rechtsfehlern beschränkt, worin letztlich auch das „Wesen der Revision“ erblickt
wird.4

Hieraus erschließt sich auch die viel zitierte Formulierung, bei der Revision
handele es sich nicht um ein „volkstümliches Rechtsmittel“,5 da die Aufgabe der
Revisionsgerichte gerade nicht – dem „volkstümlichen Interesse“ entspre-
chend – darin zu sehen ist, die materielle Wahrheit zu erforschen und den tatsäch-
lichen Sachverhalt aufzuklären, sondern vielmehr darauf gerichtet ist, das ange-

1 Für eine „elastische“ gesetzliche Konzeption der Revision etwa LR-StPO/Franke Vor
§ 333, Rn. 1; generell die Vorschriften des Revisionsrechts als „wenig ausgeprägtes, norma-
tives Skelett“ bezeichnend MüKo-StPO/Knauer/Kudlich Vor § 333, Rn. 21.

2 Dahs, Revision, S. 3; MüKo-StPO/Knauer/Kudlich Vor § 333, Rn. 21.
3 SK-StPO/Frisch § 337, Rn. 1; Kästle, Wesen, S. 21 f., 182 ff. m.w.N.; KMR-StPO/

Momsen Vor § 333, Rn. 3; Rosenau, in: FS-Widmaier, S. 525.
4 Ausführlich zum „Wesen der Revision“ Kästle, Wesen.
5 Zitiert etwa in: LR-StPO/Franke Vor § 333, Rn. 15; Frisch, in: FS-Eser, S. 258; mit

Verweis auf die Vorauflagen Hamm/Pauly, Revision, S. 1; Kästle, Wesen, S. 17; Knauer, NStZ
2016, 1, 2; MüKo-StPO/Knauer/Kudlich Vor § 333, Rn. 21.



fochtene Urteil in rechtlicher Hinsicht auf dessen Fehlerhaftigkeit zu kontrollieren.
Wie sich der Geschehensablauf der Tat tatsächlich zugetragen hat, spielt in der
Revisionsinstanz keine Rolle mehr – Grundlage für die revisionsgerichtliche Ent-
scheidungsfindung ist allein der Sachverhalt, wie ihn die Vorinstanz festgestellt hat.6

Auch wenn das in § 337 StPO angelegte gesetzliche Grundkonzept der Revision
den revisionsgerichtlichen Prüfungsumfang damit zwar zumindest abstrakt definiert,
entstand jedoch im Laufe der Zeit vermehrt das praktische Bedürfnis nach einer
weitergehenden Konkretisierung der revisionsgerichtlichen Kontrollmaßstäbe. Ins-
besondere wurden gewisse Grenzbereiche identifiziert, innerhalb derer die Ab-
grenzung der Bereiche des Revisiblen und Irrevisiblen nicht allein über die in
§ 337 StPO angelegte Differenzierung zwischen Tatsachenfeststellung und
Rechtsverletzung vorgenommen werden konnte. Nach und nach entwickelten die
Revisionsgerichte aus diesem Anlass immer weitere, eigene Kriterien zur Präzi-
sierung dermaßgeblichenBegrifflichkeit der „Gesetzesverletzung“ nach § 337 StPO
und beeinflussten damit nicht nur den Umfang ihrer eigenen Prüfungskompetenz,
sondern stießen hierdurch auch insgesamt einen nachhaltigen Wandel des Rechts-
mittels der Revision an.7

In diesem Sinne intensivierten die Revisionsgerichte ihre Zugriffsmöglichkeiten
in den Bereichen der Tatsachenfeststellung und Beweiswürdigung sowie der Straf-
zumessung im Laufe der Zeit erheblich und entfernten sich damit immer weiter von
den Vorstellungen des historischen Gesetzgebers über die gesetzliche Aufgaben-
verteilung zwischen Tat- und Revisionsgericht.8 Neben dieser – unter dem Schlag-
wort der „erweiterten Revision“ bekannten – Entwicklung trat jedoch vermehrt auch
eine gegenläufige Tendenz der Revisionsrechtsprechung hervor, wonach diese ihre
eigene Kontrollkompetenz zu gewissen Teilen wiederum beschränkte. Insbesondere
im Anwendungsbereich der Verfahrensrüge entwickelten die Revisionsgerichte
immer weitere sog. Rügebarrieren, die einer revisionsgerichtlichen Überprüfung
nunmehr in vielen Fällen im Wege standen.9 Aber auch im Anwendungsbereich der
materiell rechtlichen Sachrüge ist innerhalb der letzten Jahrzehnte eine einschrän-
kende Entwicklung zu beobachten, die in dogmatischer Hinsicht erhebliches Pro-
blempotenzial mit sich bringt und insoweit den Untersuchungsgegenstand dieser
Arbeit bildet. Es handelt sich um die Rechtsfigur der „tatrichterlichen Beurtei-

6 Vgl. dazu etwa BGHSt 15, 347 (350); 29, 18 (20); 38, 14 (15); LR-StPO/Franke § 337,
Rn. 105; Kästle, Wesen, S. 68 m.w.N.

7 Hanack, in: FS-Dünnebier, S. 303; Peters, Strafprozeß, S. 634; Rosenau, in: FS-Wid-
maier, S. 524; Tolksdorf, in: FS-Meyer-Goßner, S. 523.

8 Dahs, Revision, S. 3; Kästle, Wesen, S. 31; eingehend zu den (historischen) Entwick-
lungen der „erweiterten Revision“ etwa Fezer, in: FS-Hanack, S. 333 ff.; Frisch, in: FS-Fezer,
S. 357 ff.; Jähnke, in: FS-Hanack, S. 357 ff.; kritisch hierzu etwa LR-StPO/Franke Vor § 333,
Rn. 11; Frisch, in: FS-Eser, S. 366 ff.; Rieß, GA 1978, 257, 259; Rosenau, in: FS-Widmaier,
S. 521 f.; Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, § 55, Rn. 32.

9 Ausführliche Zusammenfassung der von der Rechtsprechung entwickelten Rügebarrieren
etwa bei Hamm/Pauly, Revision, S. 152 ff.
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lungsspielräume“, die seit der Mitte der 1980er Jahre Einzug in die Rechtsprechung
der Revisionsgerichte erhalten hat und in ihrer Rechtsfolge eine lediglich be-
schränkte Überprüfung der tatrichterlichen Rechtsanwendung in gewissen Fällen
unbestimmter Rechtsbegriffe nach sich zieht.

II. Zur Revisibilität unbestimmter Rechtsbegriffe

Ob und in welchem Ausmaß die Revisionsgerichte die tatgerichtliche Rechts-
anwendung in Fällen unbestimmter Rechtsbegriffe nachzuprüfen haben, ist bereits
seit jeher eine der wohl umstrittensten Fragestellungen des Revisionsrechts und das
Meinungsbild hierzu bis heute keineswegs eindeutig. Die Fragestellung um die
Revisibilität unbestimmter Rechtsbegriffe kann als tief verwurzeltes „strafrechtli-
ches Methodenproblem“10 an der Schnittstelle zwischen den Bereichen der juristi-
schen Methodenlehre und allgemeinen Rechtstheorie, dem Strafverfahrensrecht
sowie dem materiellen Strafrecht verstanden werden und soll im Rahmen dieser
Arbeit umfassend aufgearbeitet werden.

Im Ausgangspunkt besteht zumindest Einigkeit darüber, dass die ordnungsge-
mäße Rechtsanwendung – also die Auslegung gesetzlicher Merkmale sowie die
Subsumtion des konkreten Sachverhalts unter eine Rechtsnorm – grundsätzlich über
§ 337 StPO der vollen revisionsgerichtlichen Kontrolle unterliegt.11 So handelt es
sich im Grunde unproblematisch um eine revisible Gesetzesverletzung
i.S.d. § 337 StPO, wenn das Tatgericht einen gesetzlichen Begriff falsch ausgelegt
oder in Hinblick auf dessen Vorliegen oder Nichtvorliegen im konkreten Fall feh-
lerhaft entschieden hat. Die endgültige rechtliche Bewertung eines festgestellten
Sachverhaltes und damit die sog. Letztentscheidungskompetenz für den Rechts-
anwendungsvorgang obliegt insoweit prinzipiell dem Revisionsgericht. Dies be-
deutet, dass allein dessen rechtliche Auffassung den Maßstab für eine rechtsfeh-
lerfreie Rechtsanwendung bildet und eine gegenläufige Entscheidung des Tatge-
richts selbst dann aufzuheben ist, wenn sie plausibel begründet und damit mit soliden
juristischen Argumenten noch vertretbar sein sollte.12 Insbesondere die sog. Sub-
sumtionskontrolle gilt als „Kernbereich“ bzw. „eigentlicher Gegenstand“13 der re-
visionsrechtlichen Sachrüge und wird insoweit als „spezifische Aufgabe“14 der
Revisionsgerichte bei der umfassenden Überprüfung des tatgerichtlichen Urteils auf

10 Maatz, StraFo 2002, 373.
11 LR-StPO/Franke § 337, Rn. 82; vgl. etwa SK-StPO/Frisch § 337, 107 ff.; so auch die

Vorstellung des historischen Gesetzgebers über den Prüfungsumfang bei der Sachrüge, vgl.
Hahn, Gesamte Materialien, Band 3, Abteilung 2, S. 251; Henkel, Strafverfahrensrecht,
S. 376; MüKo-StPO/Knauer/Kudlich § 337, Rn. 100; SSW-StPO/Momsen § 337, Rn. 19; Pe-
ters, Strafprozeß, S. 640; Schmidt, StPO, § 337, Rn. 31.

12 SK-StPO/Frisch § 337, Rn. 9; MüKo-StPO/Knauer/Kudlich § 337, Rn. 100.
13 Detter, Revision, S. 119.
14 Dahs, Revision, S. 219.
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